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1. Das Revival des Wohlfahrtsstaates
in der öffentlichen Debatte

Spätestens seit der Covid-19-Krise erlebt der Wohlfahrtsstaat1 in der öf-
fentlichen Debatte ein Revival. Im internationalen Vergleich hat sich der
österreichische Wohlfahrtsstaat in den letzten Monaten als relativ leis-
tungsstark erwiesen (Redaktion „Wirtschaft und Gesellschaft“ 2021). Dies
wird von den in Österreich lebenden Menschen auch durchaus wertge-
schätzt: Rund zwei Drittel der Befragten einer aktuellen Studie, die sich mit
den Einstellungen zum Sozialstaat im Verlauf der Covid-19-Pandemie be-
schäftigt, waren 2020 der Ansicht, dass der Sozialstaat seit Beginn der
Corona-Krise wichtiger geworden sei (Liedl und Steiber 2021).

Doch schon vor der Corona-Krise waren die in Österreich lebenden
Menschen große BefürworterInnen sozialstaatlicher Leistungen, wie zahl-
reiche wissenschaftliche Studien gezeigt haben (siehe u.a. Eichmann et
al. 2019; Grausgruber 2019; Schadauer et al. 2019). Dies mag auch daran
liegen, dass der österreichische Wohlfahrtsstaat Einkommen umverteilt
und für große Teile der Bevölkerung zahlreiche Leistungen bereitstellt. Ein
Umbau, etwa in Form des Abbaus von Leistungen und einer verstärkten
Individualisierung sozialer Risken, fand in Österreich außerdem in gerin-
gerem Umfang als in anderen europäischen Ländern statt; partiell war
sogar ein Ausbau bzw. eine Weiterentwicklung, z.B. im Pflegesystem oder
bei der Einführung einer Mindestsicherung, zu verzeichnen (Tálos und
Obinger 2020). Dennoch gibt es weiterhin Lücken und Verbesserungspo-
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1 Die Begriffe Sozialstaat und Wohlfahrtsstaat werden in diesem Beitrag, wie in der deut-
schen Sprache üblich, synonym verwendet. Grundsätzlich bezeichnet der Begriff des
Sozialstaates ein auf die Sozialversicherung und damit auf die Absicherung gegen
Lebensrisken beschränktes soziales Sicherungssystem. Der Begriff des Wohlfahrts-
staates ist oft breiter gefasst, da dieser auch andere soziale Sicherungssysteme und die
Idee der Armutsreduktion umfasst. Insbesondere in der öffentlichen und medialen
Debatte wird der Begriff Sozialstaat häufig für das breitere Konzept des Wohlfahrtsstaa-
tes verwendet. Die in diesem Beitrag präsentierte Analyse befasst sich grundsätzlich mit
dem breiteren Konzept des Wohlfahrtsstaates.



tentiale, die nicht erst seit der Corona-Krise offensichtlich sind, wie im
Gesundheits- und Pflegesystem, bei der Arbeitslosenunterstützung, der
Wiedereingliederung von (Langzeit-)Beschäftigungslosen in den Arbeits-
markt, in der Gleichstellungspolitik oder der frühkindlichen Bildung (Wöss
2020).

Eine bislang wissenschaftlich kaum beleuchtete Frage ist jene nach den
Einstellungen der Bevölkerung zu den diskutierten wohlfahrtsstaatlichen
Ausbau- und Verbesserungsmöglichkeiten. Wie blicken die in Österreich
lebenden Menschen auf einen solchen etwaigen Ausbau? Wird er eher
befürwortet oder abgelehnt? Welche Teilbereiche sollen eher ausgebaut
werden, für welche wird derzeit bereits genug Geld ausgegeben? Diese
und andere Fragen waren Gegenstand einer vor der Covid-19-Krise (im
Jahr 2018) von der AK Wien durchgeführten repräsentativen Befragung,
deren Ergebnisse im Folgenden präsentiert werden.

Wenn von einem etwaigen Ausbau sozialstaatlicher Leistungen die
Rede ist, stellt sich weiters vielfach die Frage nach dessen Finanzierung.
Zahlreiche Vorschläge, wie eine Einführung/Erhöhung von vermögensbe-
zogenen oder Unternehmenssteuern, eine Erhöhung der Lohn- und Ein-
kommenssteuer oder von Sozialversicherungsbeiträgen, aber ebenso
Vorschläge zur Kürzung der Ausgaben im Bereich der Verwaltung oder
eine Einschränkung der Leistungen nur für bestimmte Gruppen (z.B. ös-
terreichische StaatsbürgerInnen) sind in der öffentlich-medialen Debatte
zu finden. Im Rahmen der Befragung wurde auch hierzu die Einstellungen
der in Österreich lebenden Menschen abgefragt: Welche Finanzierungs-
optionen werden eher befürwortet, welche eher abgelehnt?

Erste Ergebnisse des Austrian Corona Panel (Kalleitner und Schmitt
2020) deuten darauf hin, dass es in der österreichischen Bevölkerung eine
Vorstellung davon gibt, wie die Kosten der aktuellen Krise finanziert
werden sollen: Die höchste Zustimmung hat die Einführung einer Vermög-
enssteuer – gefolgt von der Erbschaftssteuer. Eine höhere Einkommens-
steuer erfährt nur dann mehr Zustimmung als Ablehnung, wenn diese
Menschen mit hohem Vermögen, Einkommen oder Erbschaften trifft.
Zeigt sich bei einem etwaigen wohlfahrtsstaatlichen Ausbau ein ähnliches
Bild?

Bisherige Arbeiten erklären die Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat vor
allem anhand individueller Charakteristika und politischer Einstellungen.
Wir ergänzen diese Arbeiten insofern, als wir neben den Einstellungen zu
vorhandenen Leistungen des Wohlfahrtsstaates auch auf die Präferenzen
hinsichtlich des Ausbaus von Leistungen und dessen potentieller Finan-
zierung eingehen.
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2. Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat
und Umverteilungspräferenzen

Diese Arbeit knüpft an zwei wissenschaftliche Forschungsstränge an,
die sich mit Fragen zu den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat beschäfti-
gen. Das sind zum einen Studien über die Einstellungen zum Wohlfahrts-
staat im Allgemeinen, zum anderen Arbeiten über die Präferenzen zu sei-
ner Finanzierung sowie zur Art und dem Ausmaß der Umverteilung über
die Einnahmen- und Ausgabenseite.

In der Forschung zu den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat wird etwa
nach der Zustimmung oder Ablehnung der allgemeinen Prinzipien von
Wohlfahrtsstaaten und deren konkreter Ausgestaltung gefragt. Darauf
aufbauend werden Länderunterschiede, u.a. anhand der unterschiedli-
chen Wohlfahrtsstaatstypen, etwa der Wohlfahrtsstaatsregime nach Es-
ping-Andersen (1990), und Unterschiede innerhalb der Länder nach de-
mographischen und/oder sozioökonomischen Kriterien herausgearbeitet.
Eine zentrale Erkenntnis vieler dieser Studien ist die breite Zustimmung zu
Leistungen des Wohlfahrtsstaates. In manchen Ländern steht dieser deut-
lichen Befürwortung der Leistungen ein Rückbau ebendieser gegenüber
(Svallfors 2003; van Oorschot et al. 2012). Ländervergleiche zeigen auch,
dass die Zustimmung zur Umverteilung über den Wohlfahrtsstaat mit dem
Umfang des sozialen Sicherungsnetzes steigt. Innerhalb der Länder zei-
gen sich meist wenige Unterschiede nach soziodemographischen bzw.
sozioökonomischen Merkmalen. Wichtiger erscheinen subjektive Fakto-
ren, wie Gerechtigkeitsvorstellungen, Gesellschaftsbilder oder politische
Einstellungen (Hadler 2005; Kulin und Svallfors 2013).

Die Forschung zu den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat hat in den So-
zialwissenschaften lange Tradition. Dafür notwendige Daten werden auch
regelmäßig in internationalen Umfrageprogrammen wie dem International
Social Survey Programme (ISSP) oder dem European Social Survey
(ESS) erhoben. Zahlreiche in den letzten Jahren erschienene Publikatio-
nen fragen außerdem explizit nach den Einstellungen zum Sozialstaat in
Österreich; eine kleine Auswahl wollen wir hier vorstellen.

Auf Basis der Daten des Sozialen Survey Österreich legt u.a. Grausgru-
ber (2019) eine Längsschnittanalyse über 30 Jahre vor. Die Ergebnisse zei-
gen eine bedeutende Zunahme in der Befürwortung von wohlfahrtsstaatli-
chen Leistungen. Stabil bleibt die Einschätzung jener Bereiche, für die der
Staat nach Ansicht der Bevölkerung zuständig sein soll (wie z.B. Pensio-
nen, Gesundheit, Sicherheit). In Hinblick auf die Frage, ob der Staat für
mehr Gleichheit und soziale Sicherheit sorgen soll, zeigen sich Unter-
schiede nach sozialen und soziodemographischen Merkmalen: Ältere
Menschen, jene mit höherer Schulbildung, in besserer finanzieller Situa-
tion und auch politisch links Stehende befürworten dieses Anliegen eher.
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Eine Arbeit von Eichmann et al. (2019) fragt nach Einstellungen zu den
Konsequenzen des Wohlfahrtsstaates. Hier zeigt sich, dass die Zustim-
mung zu positiven Konsequenzen (z.B. „führt zu einer gerechteren Gesell-
schaft“) hoch ist, während negative moralische (z.B. „macht Menschen
faul“) oder negative ökonomische (z.B. „ist eine starke Belastung für die
Wirtschaft“) weniger stark verbreitet sind. Auch Eichmann et al. (2019)
sehen in der österreichischen Bevölkerung keine Mehrheit für einen
Abbau wohlfahrtsstaatlicher Leistungen oder für eine Änderung des Wohl-
fahrtsstaatsregimes in Richtung mehr Liberalismus. Außerdem zeigen sie,
dass sozialstrukturelle Merkmale bzw. eigene Erfahrungen mit dem So-
zialstaat kaum Einfluss auf die Einstellungen haben. Relevant sind viel-
mehr politische Orientierungen, Werte bzw. Gesellschaftsbilder: Perso-
nen, die autoritär eingestellt sind, ein geringeres Institutionenvertrauen
haben oder für mehr Leistungsgerechtigkeit sind, befürworten bspw. die
negativen moralischen Konsequenzen von sozialstaatlichen Leistungen
mehr.

Schadauer et al. (2019) schließlich gehen der Frage nach, wo die Gren-
zen wohlfahrtsstaatlicher Solidarität in Österreich gezogen werden. Auch
diese Arbeit (2019, 393) zeigt eine breite Akzeptanz von sozialstaatlichen
Leistungen in Österreich und kann keine allgemeine Verschiebung in
Richtung „weniger Staat, mehr privat“ feststellen. Schadauer et al. (2019)
arbeiten allerdings Unterschiede in der Einstellung heraus, wem die Unter-
stützungsleistungen des Sozialstaates zukommen sollen. So ist ein Groß-
teil der ÖsterreicherInnen gegen Kürzungen bei kinderreichen Familien,
während Kürzungen bei Flüchtlingen bzw. Langzeitarbeitslosen eher be-
fürwortet werden. In Hinblick auf die Erklärungsfaktoren für diese Einstel-
lungsmuster verweisen die AutorInnen wiederum auf die Bedeutung von
Gesellschaftsbildern und politischen Ausrichtungen bzw. Ansichten: Auto-
ritäre Einstellungen, eine Idealisierung des Leistungsprinzips oder politi-
sche Deprivationsgefühle korrelieren stark mit bestimmten Kürzungs- und
Grenzziehungswünschen.

Was in den meisten Studien dieses Forschungsstranges unbeachtet
bleibt, sind Fragen der Finanzierung: Wer soll wie viel für den Wohlfahrts-
staat zahlen? Wie soll ein etwaiger Ausbau sozialstaatlicher Leistungen fi-
nanziert werden? Diese Finanzierungsfragen werden in einem zweiten
Forschungsstrang adressiert, der sich mit den (Finanzierungs-)Präferen-
zen von Menschen auseinandersetzt (siehe u.a. Zens und Warum 2019).
Arbeiten in diesem Bereich sind im Gegensatz zur Forschung zu den Ein-
stellungen zum Wohlfahrtsstaat oft auf (Survey-)Experimenten basieren-
de Arbeiten mit dem Ziel, individuelle Handlungspräferenzen zu modellie-
ren (Edlund 1999; Reed-Arthurs und Sheffrin 2010). Im Fokus steht dabei
meist, der Theorie der rationalen Wahl folgend, das Individuum und seine
Handlungen: Unter welchen Umständen ist ein Mensch bereit, wie viel
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Geld für welche Leistung zu bezahlen? Die gesellschaftlichen Strukturen,
in denen diese Entscheidungen entstehen, werden dabei häufig ausge-
blendet, erst jüngere Arbeiten versuchen die Entstehung dieser Präferen-
zen in ihren sozioökonomischen Kontext einzubetten und herauszuarbei-
ten, wie Menschen Umverteilung über den Staat wahrnehmen und
einschätzen.

Grundsätzlich orientiert sich diese Arbeit am ersten Forschungszweig.
Gleichzeitig fokussieren wir auch auf Fragen der Finanzierung, die bislang
nur in wenigen Untersuchungen des ersten Stranges angesprochen
wurde. Exemplarisch haben Bandau et al. (2017) für Deutschland bereits
versucht diese Verbindung herzustellen. Ihre Arbeit wirft die Frage auf, wie
angesichts eines breiten Zuspruchs in der Bevölkerung für einen Ausbau
wohlfahrtsstaatlicher Leistungen die Finanzierung dieses Ausbaus nach
Ansicht der Bevölkerung gelingen soll. Die Studie zeigt, dass in Deutsch-
land nur zwei Finanzierungsvorschläge, nämlich eine stärkere Besteue-
rung von Unternehmen und von Vermögen, gesellschaftliche Mehrheiten
finden. Andere Vorschläge wie die Erhöhung der Einkommenssteuer oder
der Sozialbeiträge werden dagegen von einer deutlichen Mehrheit abge-
lehnt. Interessanterweise kommen Bandau et al. (2017) bezüglich der
Finanzierungspräferenzen zu einem ähnlichen Schluss wie die (bereits er-
wähnten) Studien zu den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat im Allgemei-
nen: Nicht das ökonomische Eigeninteresse der Einzelnen oder sozioöko-
nomische Kriterien prägen deren Finanzierungspräferenzen. Vielmehr
sind diese Präferenzen von politischen Einstellungen und Gesellschafts-
bildern geprägt, etwa den Einstellungen zu sozialer Ungleichheit oder den
Erwartungen an den Wohlfahrtsstaat generell.

In diesem Beitrag interessiert zunächst die Zustimmung zum gegenwär-
tigen konservativen Wohlfahrtsstaat in der österreichischen Bevölkerung.
Angesichts anhaltender Debatten über Kürzung versus Ausbau seiner
Leistungen fragen wir, ob andere Wohlfahrtsstaatsmodelle – insbesonde-
re das in skandinavischen Ländern dominierende sozialdemokratische
Modell und das liberale Wohlfahrtsstaatsmodell – eine höhere oder niedri-
gere Zustimmung erfahren. Die Debatte rund um Ausbau bzw. Kürzung
wohlfahrtsstaatlicher Leistungen wird zudem häufig von Fragen nach der
Finanzierung des Sozialstaates und der Umverteilung durch ihn begleitet.
Offen ist jedoch noch, in welchen Bereichen ein Ausbau bzw. eine Reduk-
tion von der Bevölkerung befürwortet wird und wie ein etwaig gewünschter
Ausbau ihrer Ansicht nach finanziert werden soll. Auch diesen Aspekten
geht der vorliegende Beitrag nach.

Wir gehen davon aus, dass sich in Österreich grundsätzlich ein ähnli-
ches Bild wie in Deutschland zeigt. Aufgrund des relativ gut ausgebauten
Sozialstaates erwarten wir eine große Zustimmung zu wohlfahrtsstaatli-
chen Leistungen in der österreichischen Bevölkerung. Konkret erwarten
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wir eine deutlich größere Zustimmung zu als Ablehnung von sozialstaatli-
chen Leistungen (These 1). Wir erwarten auch, dass sich die Befragten
eher einen Ausbau und eben keinen Rückbau des Sozialstaates wün-
schen (These 2). Darüber hinaus gehen wir davon aus, dass subjektive
Wahrnehmungen (wie die Erwartungen an den Sozialstaat oder die Ein-
stellungen zu sozialer Ungleichheit) die Einstellungen zum Sozialstaat
und seiner zukünftigen Finanzierung prägen, der Einfluss von individuel-
len (z.B. soziodemographischen) Charakteristika hingegen nur marginal
relevant ist (These 3). Außerdem erwarten wir auch für Österreich hin-
sichtlich der zukünftigen Finanzierung des Sozialstaates Mehrheiten für
die Erhöhung/Einführung von Vermögens-, Erbschafts- oder Unterneh-
menssteuern und keine Mehrheiten für die Erhöhung bestehender Finan-
zierungsformen wie der SV-Beiträge oder der Einkommenssteuer (The-
se 4).

3. Methode und Operationalisierung

Wir haben im August und September 2018 in Österreich lebende Men-
schen über ihre Einstellungen zum Erhalt bzw. Ausbau sozialstaatlicher
Leistungen sowie unterschiedliche Varianten der sozialstaatlichen Finan-
zierung im Rahmen einer repräsentativen Umfrage (computergestützte te-
lefonische Interviews (CATI) und Onlinebefragung, n = 1000) befragt. Der
Fragebogen war an die erwähnte Arbeit von Frank Bandau et al. (2017)
angelehnt. In diesem Kapitel erklären wir zunächst die Operationalisie-
rung der Zustimmung zu Wohlfahrtsstaatsregimen und die zentralen ver-
wendeten Konzepte bzw. Variablen (a–c). Wir skizzieren weiters unsere
methodischen Ansätze zur Beantwortung der Forschungsfragen und zur
Überprüfung der Thesen 1 bis 4 (d).

a) Messung der Präferenzen
für verschiedene Wohlfahrtsstaatsregime

Unsere Messung der Präferenzen für verschiedene Wohlfahrtsstaatsre-
gime baut auf der Typologie von Wohlfahrtsstaaten nach Esping-Ander-
sen (1990) auf. Dieses von uns herangezogene einfachste Modell unter-
scheidet zwischen einem sozialdemokratischen, einem konservativen und
einem liberalen Wohlfahrtsstaatsregime.2 Diese stilisierende Typologie
war in den letzten Jahrzehnten Gegenstand anhaltender Kritik und Debat-
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2 Die Kategorisierung der Länder ergibt sich aus dem Ausmaß der Dekommodifizierung,
der Bedeutung des Wohlfahrtsstaates bei der Veränderung bzw. Erhaltung der gegebe-
nen sozialen Stratifikation und der relativen Bedeutung des Staates, des privaten Berei-
ches und des Non-Profit-Sektors als Hervorbringer von sozialer Wohlfahrt.



ten (siehe etwa Pierson 1998; Arts und Gelissen 2002). Die Diskussionen
bezogen sich insbesondere auf das Fehlen der südeuropäischen Länder
und anderer Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen in der ur-
sprünglichen Analyse von Esping-Andersen (1990) sowie auf die Ge-
schlechtsblindheit der Typologie und ihrer Grundlagen; kritisiert wurden
zudem Esping-Andersens Fokus auf die klassischen Bereiche der Sozial-
versicherung und der fehlende Blick auf andere Bereiche des Wohlfahrts-
staates (etwa Bildung und das Gesundheits- und Pflegesystem im weite-
ren Sinne). Diese Debatten haben sich überwiegend in der länderverglei-
chenden Wohlfahrtsstaats- und Sozialpolitikforschung entfaltet und zu
vielfältigen Erweiterungen geführt.

Da dieser Beitrag auf Österreich fokussiert und wir uns für die Zustim-
mung zu den Modellen in ihrer – im theoretischen Sinne – idealen Ausprä-
gung interessieren, arbeiten wir jedoch in weiterer Folge mit dem einfa-
chen Modell, das lediglich zwischen sozialdemokratischen, konservativen
und liberalen Wohlfahrtsstaaten unterscheidet. Das sozialdemokratische
Regime ist insbesondere durch universell zugängliche und vergleichswei-
se hohe Leistungen, einen interventionistischen Staat und eine ausge-
prägte Einkommensumverteilung charakterisiert. Im liberalen Regime
sind staatliche Leistungen minimal, der Zugang zu Leistungen ist stark re-
glementiert, die Verantwortung für die Absicherung gegen Lebensrisken
wird in erester Linie beim Individuum verortet. Im konservativen Modell
spielt die Absicherung über die Familie eine große Rolle, Leistungen sind
an das (Erwerbs-)Einkommen gebunden und auf den Erhalt sozialer Hie-
rarchien ausgerichtet.

Da diese Modelle ein theoretisches Konstrukt sind und sich auf individu-
eller Ebene durchaus Ambivalenzen in der Zustimmung zu den Model-
len ergeben können, mussten die Befragten (i = 1,…,N) in fünf Politikfel-
dern (k = 1, 2, 3, 4, 5) ihre Zustimmung zu bzw. Ablehnung von stilisierten
Aussagen bzw. Konzepten je Wohlfahrtsstaatsregime (j = 1, 2, 3) ausdrü-
cken. Die Befragten bewerteten in jedem Politikfeld drei Aussagen, die je-
weils einem der drei Wohlfahrtsstaatsregime zuzuordnen sind.3

Die fünf Politikfelder sind Pensionen, Pflege, Gesundheit, Arbeitslosen-
unterstützung und Kinderbetreuung. Diese Auswahl basiert auf deren Pro-
minenz im öffentlichen Diskurs (Kinderbetreuung) und deren zentraler
Rolle im Versicherungssystem des österreichischen Wohlfahrtsstaates
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3 Im Politikfeld Pensionen waren dies bspw. die folgenden drei Aussagen: a) Alle Men-
schen in Österreich sollen eine staatliche Mindestpension erhalten. Unabhängig davon
wie viel der Partner/die Partnerin oder sie selbst vorher verdient haben. (sozialdemokra-
tisches Regime); b) Die Höhe der Pension soll sich vor allem danach richten, wie lange
und in welcher Höhe jemand in die staatliche Pensionsversicherung einbezahlt hat.
(konservatives Regime); c) Die Menschen sollen selbst ausreichend private Vorsorge
für das Alter betreiben. (liberales Regime).



Tabelle 1: Raster zur Messung der Präferenzen für den
sozialdemokratischen/konservativen/liberalen Wohlfahrtsstaat

Politikfeld (k)

Wohlfahrtsstaatsregime ( j)

Sozialdemokratisches
Wohlfahrtsstaatsregime

Konservatives
Wohlfahrtsstaatsregime

Liberales
Wohlfahrtsstaatsregime

Pensionen

Alle Menschen in Österreich
sollen eine staatliche Mindest-
pension erhalten. Unabhängig
davon, wie viel der Partner/die
Partnerin oder sie selbst vorher
verdient haben.

Die Höhe der Pension soll sich
vor allem danach richten, wie
lange und in welcher Höhe
jemand in die staatliche
Pensionsversicherung ein-
bezahlt hat.

Die Menschen sollen selbst
ausreichend private Vorsorge
für das Alter betreiben.

Pflege

Alle Menschen sollen einen
Anspruch auf einen staatlich
finanzierten Pflegeplatz haben.

Man sollte für die staatliche
Pflegebetreuung teilweise/weit-
gehend selbst bezahlen, u.a.
auch durch den Pflegeregress.

Die Menschen sollen selbst
ausreichend private Pflege-
versicherungen abschließen.

Gesundheit

Alle Menschen, die in diesem
Land leben, sollen gleichen
Anspruch auf die staatliche
medizinische Versorgung
haben.

Für staatliche Gesundheits-
leistungen sollten von den
Patienten und Patientinnen
Selbstbehalte (z.B. Arzt-
gebühren, Ambulanzgebühren)
eingehoben werden.

Die staatliche Kranken-
versicherung sollte nur grund-
legende Gesundheitsleistungen
bereitstellen. Darüber hinaus
sollen sich die Menschen über
eine private Kranken-
versicherung absichern.

Arbeitslosen-
unterstützung

Alle Arbeitslosen sollten einen
Pauschalbetrag erhalten,
unabhängig davon wie lange sie
vorher erwerbstätig waren oder
wie viel sie in die gesetzliche
Arbeitslosenversicherung
einbezahlt haben.

Die Höhe des Arbeitslosen-
geldes soll sich ausschließlich
danach richten, wie lange und in
welcher Höhe ein Arbeitsloser
bzw. eine Arbeitslose zuvor
Beiträge in die Arbeitslosen-
versicherung einbezahlt hat.

Arbeitslose sollen nur dann
Geld vom Staat erhalten, wenn
sie ihren Lebensunterhalt nicht
aus Gespartem bestreiten
können, ihnen Armut droht.

Kinder-
betreuung

Die Betreuung in den Kinder-
gärten sollte in ganz Österreich
(inklusive Nachmittag) kosten-
los sein.

Die Eltern sollten teilweise
selbst für die Kinderbetreuung
aufkommen. Es ist daher in
Ordnung, wenn der Staat einen
Beitrag von den Eltern einhebt.

Für die Betreuung der Kinder
sollen Eltern privat aufkommen.
Die Familienbeihilfe ist als
Unterstützung für Eltern aus-
reichend.

(Krankheit, Alter, Arbeitslosigkeit). Die Grundlage für unsere Messung der
Präferenzen für verschiedene Wohlfahrtsstaatsregime sind folglich 15
Fragen (k * j = 15). Jeder Aussage in Tabelle 1 entspricht eine Frage im
Fragebogen. Die RespondentInnen konnten jeder Aussage völlig, teilwei-
se, eher nicht, oder gar nicht zustimmen (4-Punkte-Likert-Skala).4 Um
Falschangaben und Messfehler zu reduzieren, wurde die Reihenfolge der
den Regimen entsprechenden stilisierten Aussagen je Politikfeld und bei
jeder RespondentIn randomisiert. Wir analysieren den Einfluss individuel-
ler Charakteristika, politischer Einstellungen und Wahrnehmungen von
Ungleichheit auf die Zustimmung zu bzw. Ablehnung von jedem der drei
Wohlfahrtsstaatsregime. Daher haben wir die k-Antworten je Regime j für
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4 Unabhängig davon, wie die Sozialpolitik in Österreich derzeit gestaltet ist, haben Men-
schen ja grundsätzliche Vorstellungen und Meinungen darüber, wie eine gute Sozialpo-
litik gestaltet sein sollte. Ich lese Ihnen jetzt eine Reihe von Aussagen vor. Sagen Sie mir
bitte, ob Sie der jeweiligen Aussage (i) völlig zustimmen (ii) teilweise zustimmen (iii) eher
nicht zustimmen (iv) gar nicht zustimmen.



jede befragte Person aggregiert, das heißt, wir erklären die völlige/teilwei-
se/eher nicht/gar nicht vorhandene Zustimmung zu jedem Regime. Kon-
kret haben wir für jeden und jede RespondentIn je Regime eine binäre Va-
riable gebildet. Diese nimmt den Wert 1 ([vollständige] Zustimmung) an,
wenn in den k-Feldern die völlige und teilweise Zustimmung überwiegt,
und den Wert 0 (eher nicht/gar nicht vorhandene Zustimmung), wenn die
Ablehnung des Modells überwiegt.

Üblicherweise wird die Zustimmung zu einzelnen Wohlfahrtsstaatsregi-
men in Befragungen sehr abstrakt abgefragt („Soll der Staat, die Familie
oder der Markt für sozialstaatliche Leistungen aufkommen?“). Wir haben
uns für diese detaillierte Matrix in einzelnen Politikfeldern entschieden, um
an den unmittelbaren Lebenserfahrungen von Menschen anzudocken und
weil wir uns dadurch eine konkretere Quantifizierung der Präferenzen er-
wartet haben. Darüber hinaus war unser Ziel explizit nicht herauszufinden,
ob die Befragten wissen, wie das Sozialsystem in den einzelnen Politikfel-
dern tatsächlich aufgebaut ist, sondern ihre Zustimmung bzw. Ablehnung
und Wünsche abzufragen. Wir können auf Basis dieser Matrix zudem Am-
bivalenzen in den Einstellungen (etwa Zustimmung zu einem sozialdemo-
kratischen Wohlfahrtsstaatsmodell bei der Arbeitslosenversicherung und
Zustimmung zum konservativen Modell im Bereich der Kinderbetreuung)
einfangen. Es gab stets auch die Möglichkeit der Enthaltung, wenn Re-
spondentInnen in einem Politikfeld keine Meinung/Erfahrung vorweisen
konnten/wollten.

b) Möglichkeiten der Finanzierung eines Ausbaus
des Wohlfahrtsstaates

Ein zweiter zentraler Bereich unserer Analyse sind die Präferenzen zur
Finanzierung des Wohlfahrtsstaates. Auch diese messen wir anhand der
Zustimmung zu bzw. Ablehnung von verschiedenen Finanzierungsvor-
schlägen. Die RespondentInnen sollten wiederum mehreren Maßnahmen
voll und ganz, eher, eher nicht, oder überhaupt nicht zustimmen. Diese Fi-
nanzierungsvorschläge sind:

• Erhöhung der Lohn- und Einkommenssteuer

• Erhöhung der Beiträge zur Sozialversicherung

• höhere Steuern auf große Vermögen

• Einführung einer Erbschaftssteuer

• höhere Steuern auf Grundstücke und Immobilien

• Kürzung von Leistungen in den Sozialversicherungen und bei öffentli-
chen Dienstleistungen

• höhere Steuern für Unternehmen

• Kürzungen bei der Verwaltung

• öffentliche Leistungen nur für österreichische StaatsbürgerInnen
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Diese exemplarischen Finanzierungsformen bilden einerseits tatsächli-
che Formen der Finanzierung ab und greifen andererseits öffentliche und
politische Diskurse rund um die zukünftige Finanzierung von Leistungen
auf. Auf der einen Seite stehen Finanzierungsoptionen über die Einfüh-
rung höherer oder neuer Steuern mit (potentiell) verschiedenen Vertei-
lungswirkungen, auf der anderen Seite Finanzierungsoptionen über Leis-
tungskürzungen, die Einschränkung des Kreises der Anspruchsberechtig-
ten und/oder die Kürzung des Verwaltungsaufwandes. Auch hier stand
nicht das Wissen über die tatsächliche oder eine realistische Einschät-
zung der Finanzierung (eines Ausbaus) sozialstaatlicher Leistungen im
Zentrum, sondern es ging uns vielmehr um die Verbreitung bestimmter
Einstellungen zu diskutierten Finanzierungsoptionen.

c) Sonstige Variablen

Um ein umfassendes Bild von den Einstellungen zum Sozialstaat und zu
dessen Finanzierung zu gewinnen, beinhaltete der Fragebogen eine
Reihe von Fragen i) zur Verortung der Verantwortung für die Absicherung
gegen Lebensrisken und Bereitstellung bzw. Finanzierung sozialer Infra-
strukturen im privaten bzw. öffentlichen Bereich, ii) zur Wahrnehmung von
Ungleichheit, iii) zum individuellen Gefühl der Absicherung durch den So-
zialstaat, iv) zu den Wünschen nach seiner Stärkung und v) eine breite Pa-
lette an demographischen und sozioökonomischen Charakteristika und
Variablen zur Verortung der RespondentInnen in politischen Milieus.

d) Methodische Herangehensweise

Wir arbeiten mit deskriptiven Statistiken, Regressions- und Zerlegungs-
methoden. Anhand logistischer Regressionen quantifizieren wir den Ein-
fluss von individuellen Charakteristika und Einstellungen auf die Präferen-
zen für die Wohlfahrtsstaatsmodelle. Wir schätzen diese Modelle anhand
der De-facto-Standardmethode Maximum-Likelihood5. Die abhängige Va-
riable ( )Yi dieser Modelle ist eine binäre Variable, diese wird entsprechend
folgendem Grundmodell geschätzt:

( ) ( )Pr Y z G Xi i i= = + +1 0 1β β ε

Dabei ist ( )G z die kumulative Verteilungsfunktion der logistischen Vertei-

lung ( ) ( )
( )( )G z
z
z

= +
exp
exp1

, welche Werte zwischen 0 und 1 annimmt. Wir stel-

len also sicher, dass die geschätzte Wahrscheinlichkeit der abhängigen
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5 Das heißt, wir definieren die Dichtefunktion von Yi konditional auf zi als ( )f y zi ,β =
( ) ( )( )[ ]G z G zi

y
i

yβ β1 1− − für alle Yi zwischen 0 und 1.



VariableYi nicht über oder unter dem Wert von 0 bzw. 1 liegt. Wir nehmen
an, dass der Fehlerterm ε i einen Mittelwert von 0 und eine konstante Va-
rianz hat. X ist die Matrix der abhängigen Variablen und β1 der dazugehöri-
ge Vektor mit den unbekannten Koeffizienten, die wir ebenso wie den In-
terzept ( )β 0 schätzen. Wir stellen die Ergebnisse dieser Regressionen in
Form von durchschnittlichen marginalen Effekten (AME) dar. Diese Effek-
te geben die durchschnittliche Änderung in der Wahrscheinlichkeit an,
dass die abhängige Variable wahr ist, also den Wert 1 annimmt. Zudem
bestimmen wir den Beitrag jeder einzelnen Variable der Matrix X zur Erklä-
rungskraft des gesamten Modells anhand einer Dekompositionsmethode.
Dadurch können wir die Frage beantworten, ob demographische Merkma-
le (z.B. Alter und Geschlecht) relativ wichtiger sind als etwa politische Ein-
stellungen. Grundgesamtheit ist die Wohnbevölkerung Österreichs ab 18
Jahren. Alle Ergebnisse sind nach Alter, Geschlecht, Bundesland, Ein-
kommenskategorien und Eigentum am Hauptwohnsitz gewichtet. Wir
haben die von uns berechneten Gewichte so eingeschränkt, dass Extrem-
werte an den Rändern der Verteilung der Gewichte vermieden werden.
Wir erklären zunächst die Zustimmung zum sozialdemokratischen, kon-
servativen und liberalen Modell des Wohlfahrtsstaates gesondert anhand
individueller Charakteristika, politischer Einstellungen und der Wahrneh-
mung des Sozialstaates sowie der Ungleichheit. Anschließend stellen wir
ausgewählte Ergebnisse zu den Präferenzen in Bezug auf den Ausbau
des Sozialstaates und auf dessen Finanzierung vor.

4. Ergebnisse

a) Welches Wohlfahrtsstaatsmodell wird präferiert?

Wie die bereits zitierten Studien zu den Einstellungen zum Sozialstaat in
Österreich sehen auch wir eine sehr breite Zustimmung zu sozialstaatli-
chen Leistungen: In Österreich wünschen sich unseren Daten zufolge
sogar rund 90%6 der Befragten eine Ausweitung des Sozialstaates in
Richtung eines sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates nach skandinavi-
schem Vorbild (siehe Graphik 1). Im Kern dieses Modelles steht die Idee,
dass der Staat in allen sozialen Bereichen großzügige Leistungen bereit-
stellt, und zwar für alle EinwohnerInnen. Die Literatur über Wohlfahrts-
staatsregime charakterisiert den österreichischen Sozialstaat meist als ein
konservatives Wohlfahrtsstaatsmodell. Dieses ist mit einer Zustimmung
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6 Jeder und jede RespondentIn wurde als einem Modell „zustimmend“ charakterisiert,
wenn über die fünf Politikfelder hinweg die Antwortmöglichkeiten stimme völlig zu und
stimme teilweise zu (im Vergleich zu stimme eher nicht zu, stimme gar nicht zu und
keine Angabe) überwogen.



von 66% allerdings erst die zweite Wahl der Befragten. Das liberale Wohl-
fahrtsstaatsmodell wird gar nur von 39% befürwortet.

Graphik 1: Zustimmung zu den Wohlfahrtsstaatsmodellen (in %)

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
Die Abbildung zeigt den Bevölkerungsanteil in der Zustmmung zum liberalen/konservati-
ven/sozialdemokratischen Wohlfahrtsregime in den Dimensionen Pensionen, Pflege, Ge-
sundheit, Arbeitslosigkeit und Kinderbetreuung.

Graphik 2: Einstellungen zu sozialer Ungleichheit (völlige/teilweise
Zustimmung in %)

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
„Ich nenne Ihnen jetzt einige Aussagen zu den Unterschieden zwischen Reich und Arm in
Österreich. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie diesen Aussagen (i) völlig zustimmen, (ii)
teilweise zustimmen, (iii) eher nicht zustimmen, (iv) gar nicht zustimmen, (x) weiß nicht,
(xx) keine Angabe.“

340

Wirtschaft und Gesellschaft 47. Jahrgang (2021), Heft 3



Diese ausgeprägte Zustimmung zum sozialdemokratischen Modell
könnte unter anderem an der hohen wahrgenommenen sozialen Un-
gleichheit im Land liegen. 85% der Befragten stimmen dieser Aussage zu:
„Die Ungleichheit zwischen Arm und Reich ist in Österreich mittlerweile zu
groß.“ Die überwiegende Mehrheit der Befragten (83%) ist auch der An-
sicht, dass der Sozialstaat für mehr Gleichheit sorgt (siehe Graphik 2).

Gleichzeitig fühlt sich ein Großteil der Bevölkerung von den sozialstaatli-
chen Leistungen gut abgedeckt und assoziiert daher wohl positive Bilder
mit dem Sozialstaat. So fühlen sich rund 77% bei Krankheit, 74% bei Ar-
beitslosigkeit, 67% im Alter und 67% bei akutem Pflegebedarf (eher) gut
abgesichert (siehe Graphik A.1 in Anhang 1).

b) Womit hängt die Zustimmung zu den Wohlfahrtsstaatsmodellen
zusammen?

Wie schon in den zitierten Studien zu den Einstellungen zum Wohlfahrts-
staat zeigen auch die Ergebnisse unserer multivariaten Analyse, dass der
Einfluss individueller soziodemographischer Charakteristika auf die Wohl-
fahrtsstaatspräferenzen eher gering ist (siehe Tabelle 2, R2 von 2%–4%).
Doch der Einfluss des formalen Bildungsniveaus wird ersichtlich: So sind
Personen mit Hochschulabschluss deutlich häufiger für ein sozialdemo-
kratisches Modell als jene mit geringerem formalem Bildungsabschluss.
Das liberale Modell wird demgegenüber von ihnen weniger befürwortet.
Dieser „Bildungseffekt“ ist ein durchaus üblicher Befund in der Einstel-
lungsforschung (Hartmann und Wakenhut 1996): Je höher das formale
Bildungsniveau, desto eher antworten die Befragten politisch linksgerich-
tet. Spannend ist auch, dass in den multivariaten Auswertungen das libe-
rale Modell signifikant häufiger von Personen befürwortet wird, die älter als
60 Jahre sind. Von Menschen mit Migrationshintergrund und Personen,
die nicht Mitglied bei einer Gewerkschaft sind, wird dieses eher abgelehnt.
Weiters stimmen Menschen, die Eigentum an ihrem Hauptwohnsitz
haben, eher dem konservativen Wohlfahrtsstaat zu und lehnen den So-
zialstaat sozialdemokratischer Ausprägung eher ab.

Auch in unserer Umfrage zeigt sich, dass die Verankerung in politischen
Milieus eine entscheidende Determinante bei der Zustimmung zu bzw. Ab-
lehnung von einem Wohlfahrtsstaatsmodell ist (siehe Tabelle 3). Jene, die
sich politisch eher in der Mitte oder rechts verorten, befürworten das so-
zialdemokratische Modell signifikant weniger wahrscheinlich und das kon-
servative bzw. liberale Modell signifikant wahrscheinlicher als jene, die
sich politisch links sehen.

Hier zeigt sich auch ein klarer Zusammenhang zwischen der Verortung
der Verantwortung für die Absicherung gegen Lebensrisken im privaten
bzw. öffentlichen Bereich und den befürworteten Wohlfahrtsstaatsregimen:
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Tabelle 2: Modell 1.A: Erklärungsfaktoren für Zustimmung zu
Wohlfahrtsstaatsmodellen – Individuelle Charakteristika

Abhängige Variable: Zustimmung zum

konservativen
Sozialstaat

sozial-
demokratischen

Sozialstaat

liberalen
Sozialstaat

Altersgruppe: 18–29 Jahre (Ref.)
Altersgruppe: 30–39 Jahre
Altersgruppe: 40–49 Jahre
Altersgruppe: 50–59 Jahre
Altersgruppe: >60 Jahre

0,08 (0,06)**
–0,02 (0,07)**
–0,00 (0,06)**
0,04 (0,06)**

–0,00 (0,06)***
–0,03 (0,07)***
–0,03 (0,06)***
–0,08 (0,06)***

0,06 (0,07)***
–0,05 (0,07)***
0,06 (0,07)***
0,20 (0,07)***

Geschlecht: männlich (Ref.)
Geschlecht: weiblich –0,06 (0,04)** –0,01 (0,03)*** –0,03 (0,04)***

Bildung: Pflichtschule/Lehre (Ref.)
Bildung: Matura
Bildung: Hochschule

–0,11 (0,06)**
0,03 (0,05)**

0,04 (0,03)***
0,09 (0,03)***

–0,03 (0,05)***
–0,16 (0,05)***

Migrationshintergrund: nein (Ref.)
Migrationshintergrund: ja –0,03 (0,05)** 0,01 (0,04)*** –0,10 (0,05)***

Eigentum am Hauptwohnsitz: nein (Ref.)
Eigentum am Hauptwohnsitz: ja 0,11 (0,04)** –0,06 (0,03)*** 0,05 (0,04)***

Äquivalisiertes Haushaltseinkommen 0,00 (0,00)** –0,00 (0,00)*** 0,00 (0,00)***

Gewerkschaftsmitglied: nein (Ref.)
Gewerkschaftsmitglied: ja –0,08 (0,04)** –0,08 (0,03)*** –0,16 (0,04)***

Erfahrung Prekariat: nein (Ref.)
Erfahrung Prekariat: ja –0,02 (0,04)** –0,01 (0,03)*** –0,04 (0,04)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

648,000
–423,69
873,39
931,55

0,036

662,000
–223,80
473,60
532,04

0,029

639,000
–413,91
853,81
911,79

0,041

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.

Jene, die diese Verantwortung (deutlich) überwiegend oder nur beim Staat
sehen, sind eher für das sozialdemokratische Modell als jene, deren Mei-
nung nach das überwiegend eine private Aufgabe ist.

Spannend ist weiters der Befund, dass diejenigen, die angeben, den So-
zialstaat in all seinen Dimensionen zu brauchen, signifikant eher für ein so-
zialdemokratisches Modell sind als diejenigen, die angeben, ihn nicht zu
brauchen. Dementsprechend geht die Wahrnehmung einer guten Absi-
cherung auch mit einer höheren Wahrscheinlichkeit einher, das sozialde-
mokratische Modell zu befürworten, und das Gefühl, kaum abgesichert zu
sein, mit einer niedrigeren Wahrscheinlichkeit, ein liberales Modell gutzu-
heißen.

Auch die Wahrnehmung von Ungleichheit hat einen entscheidenden
Einfluss auf das präferierte Wohlfahrtsstaatsmodell (siehe Tabelle A1 im
Anhang). Jene, die die soziale Ungleichheit als zu groß oder als problema-
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Tabelle 3: Modell 1.B: Erklärungsfaktoren für Zustimmung zu
Wohlfahrtsstaatsmodellen – Politische Einstellungen und
Wahrnehmung des Sozialstaates

Abhängige Variable: Zustimmung zum

konservativen
Sozialstaat

sozial-
demokratischen

Sozialstaat

liberalen
Sozialstaat

Politisches Milieu: links (Ref.)
Politisches Milieu: Mitte
Politisches Milieu: rechts

0,13 (0,04)***
0,20 (0,04)***

–0,12 (0,03)***
–0,40 (0,10)***

0,19 (0,04)***
0,32 (0,05)***

Absicherung gegen Lebensrisiken: nur privat (Ref.)
Absicherung gegen Lebensrisiken: überwiegend Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: deutlich überwiegend Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: nur Staat

–0,09 (0,23)***
–0,19 (0,15)***
–0,32 (0,21)***

0,09 (0,04)***
0,23 (0,11)***
0,11 (0,04)***

–0,19 (0,12)***
–0,23 (0,14)***
–0,27 (0,10)***

Wahrnehmung der Absicherung durch Sozialstaat:
gar nicht abgesichert (Ref.)
kaum abgesichert
gut abgesichert
umfassend abgesichert

–0,05 (0,06)***
0,08 (0,06)***

–0,02 (0,07)***

0,05 (0,03)***
0,09 (0,04)***
0,05 (0,03)***

–0,25 (0,05)***
–0,08 (0,06)***
–0,05 (0,07)***

Ich brauche gar keinen Sozialstaat (Ref.)
Ich brauche den Sozialstaat kaum
Ich brauche den Sozialstaat
Ich brauche den Sozialstaat in allen Dimensionen

0,02 (0,12)***
–0,01 (0,11)***
–0,17 (0,13)***

–0,08 (0,09)***
–0,00 (0,06)***
0,09 (0,04)***

0,18 (0,16)***
0,08 (0,13)***
0,03 (0,14)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

924,000
–622,19

1.268,39
1.326,33

0,087

958,000
–331,48
686,97
745,35

0,094

916,000
–665,69

1.355,38
1.413,22

0,080

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.

tisch für die Wirtschaft ansehen oder dem Sozialstaat die Kompetenz zur
Umverteilung zugestehen, befürworten signifikant wahrscheinlicher den
Sozialstaat sozialdemokratischer Ausprägung. Gleichzeitig sind jene Be-
fragte, denen das aktuelle Ausmaß sozialer Ungleichheit zu groß ist, auch
weniger wahrscheinlich für ein liberales oder konservatives Modell.

Anhand einer Zerlegung der erklärten Varianz der Modelle können wir
feststellen, wie relativ wichtig einzelne Faktoren – etwa das Alter oder die
Wahrnehmung der Ungleichheit als zu groß – für die wohlfahrtsstaatlichen
Präferenzen sind, dies jedoch unabhängig von ihrer statistischen Signifi-
kanz. So können individuelle und strukturelle Faktoren gemeinsam und re-
lational betrachtet werden. Tabelle 4 zeigt die drei wichtigsten Einflussgrö-
ßen für die Zustimmung zum konservativen, sozialdemokratischen und
liberalen Sozialstaat. Die Zahlen in Klammer sind der relative Beitrag der
einzelnen Variablen zur erklärten Varianz eines Modelles, das alle Fakto-
ren der Modelle 1.A bis 1.C beinhaltet. Für alle drei Modelle ist die Selbst-
verortung in politischen Milieus unter den entscheidenden Determinanten.
Aber auch die wahrgenommene Absicherung durch den Sozialstaat und
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das Gefühl, auf diesen angewiesen zu sein, sind relativ wichtig. Weniger
wichtig sind (mit Ausnahme des Alters für das liberale Modell) soziodemo-
graphische Merkmale, wie das Geschlecht und der Migrationshintergrund.

Tabelle 4: Relative Wichtigkeit einzelner Faktoren

Die drei wichtigsten Einflussfaktoren

Konservativer Sozialstaat Sozialdemokratischer Sozialstaat Liberaler Sozialstaat

• Ich brauche den Sozialstaat (20%)
• politisches Milieu (20%)
• Wahrnehmung der Absicherung

(11%)

• Ich brauche den Sozialstaat (20%)
• politisches Milieu (20%)
• Staat/privat (13%)

• Alter (18%)
• Wahrnehmung der Absicherung

(11%)
• politisches Milieu (20%)

c) Womit hängt die Wahrnehmung sozialer Ungleichheit zusammen?

In der Erklärung für die Wahrnehmung von Ungleichheit ist das Bild we-
niger stimmig. Im multivariaten Modell zeigen sich zwar einzelne Einfluss-
faktoren, diese sind aber bei den einzelnen Aussagen nicht einheitlich,
und die Erklärungskraft der Modelle ist mit R2 von 1–6% sehr niedrig
(siehe Tabelle A.2).

Jene, die ihre subjektive wirtschaftliche Situation als (sehr) gut einschät-
zen, sind weniger wahrscheinlich der Ansicht, dass Ungleichheit der Wirt-
schaft schadet, als jene, die ihre Situation als (eher) schlecht einschätzen.
Interessant ist jedenfalls, dass Frauen im Vergleich zu Männern signifikant
weniger oft davon überzeugt sind, dass der Sozialstaat Ungleichheit redu-
ziert. Wir vermuten in der relativ prekären Lebenssituation von Frauen
eine Erklärung dafür: Sie werden im Durchschnitt schlechter bezahlt als
Männer und sind häufiger armuts- und ausgrenzungsgefährdet. Der (So-
zial-)Staat gleicht die ökonomischen Benachteiligungen von Frauen zum
Teil nicht aus, zum Teil verstärkt er sie aufgrund der Erwerbszentriertheit
des Versicherungssystems noch. Das gilt etwa für die an das Einkommen
gekoppelte Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld oder für die sich an den
Lebenseinkommen orientierende Alterspension.

Ein Blick auf den Zusammenhang zwischen präferiertem Wohlfahrts-
staatsmodell und den Einstellungen zu sozialer Ungleichheit zeigt die wei-
ter oben bereits vermuteten klaren Zusammenhänge insbesondere beim
sozialdemokratischen Modell auf: Jene, bei denen das sozialdemokrati-
sche Sozialstaatsmodell großen Zuspruch findet, sind eher der Ansicht,
dass die Ungleichheit zu groß ist, dass sie der Wirtschaft schadet und
durch den Sozialstaat reduziert wird. Menschen, die eher vom bestehen-
den konservativen Modell oder dem liberalen Modell überzeugt sind, sind
demgegenüber signifikant weniger wahrscheinlich der Ansicht, dass die
Ungleichheit in Österreich zu groß ist.

Hinsichtlich der Zugehörigkeit zu politischen Milieus, der Wahrnehmung
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der eigenen Absicherung durch den Sozialstaat, des Spannungsfeldes
zwischen privater und öffentlicher Absicherung und des Gefühls, den So-
zialstaat zu brauchen, finden wir wenig signifikante Zusammenhänge. Es
sticht jedoch hervor, dass Menschen, die sich politisch in der Mitte oder
rechts verorten, dem Sozialstaat generell eine niedrige bzw. keine Umver-
teilungskompetenz zusprechen (siehe Tabelle A.3 im Anhang).

d) Wo soll es einen Ausbau sozialstaatlicher Leistung geben?

Die große Zustimmung zum sozialdemokratischen Modell führt auch
dazu, dass nach Ansicht der Befragten in einigen Bereichen des österrei-
chischen Sozialstaates Verbesserungsbedarf besteht, dies besonders im
Bildungsbereich und in der Kinderbetreuung: Rund 73% der Befragten
wünschen sich eine bessere Finanzierung im Bereich der Schulen, und
rund 65% sind für einen Ausbau der Kinderbetreuungsangebote. 56%
sind für eine bessere Finanzierung der Alterspensionen, 61% für mehr
Geld für den Umweltschutz. Die geringste Zustimmung gibt es für eine
bessere Finanzierung der Integrationsbemühungen: Nur 32% der Re-
spondentInnen sind für mehr Geld für die Integration von Geflüchteten.
Dies lässt sich möglicherweise mit dem Erhebungszeitraum (Sommer
2018) erklären. Ein halbes Jahr zuvor war in Österreich eine rechtskonser-
vative Regierung angelobt worden, die die Migrations-/Integrationsproble-
matik besonders stark zum Thema machte (Horvath 2018). In Summe
zeigt sich jedoch über alle Kategorien, dass der Anteil jener, die einen
Ausbau wünschen, größer ist als der Anteil jener, die eine Kürzung wün-
schen. Mit dem aktuellen Leistungsangebot zufrieden sind je nach Bereich
25% (Schulen, Pflege) und 57% (Arbeitslosengeld).

Die von den Befragten genannten Ausbauwünsche lassen sich mit Blick
auf den tatsächlichen Finanzierungsbedarf gut nachvollziehen (Feigl et al.
2020): Höhere Investitionen in frühkindliche Betreuung und schulische
Bildung, um Aufstiegsmöglichkeiten für junge Menschen zu verbessern,
werden seit Jahren von vielen AkteurInnen gefordert. Auch der häufige
Wunsch nach einem Ausbau der Kinderbetreuung überrascht nicht, da all-
seits bekannt ist, dass es in den meisten Bundesländern viel zu wenige
(Klein-)Kinderbetreuungsplätze gibt. Gerade im ländlichen Raum sind Kin-
dergärten, deren Öffnungszeiten eine Vollzeitberufstätigkeit ermöglichen,
selten. Als konservativer Wohlfahrtsstaat baut Österreich noch heute auf
traditionelle Geschlechterstereotype. Um Eltern die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf zu ermöglichen, ist es jedoch sinnvoll, das Angebot an Kin-
derbetreuungsplätzen zu vergrößern. Dies wäre auch ein Beitrag zu mehr
Geschlechtergerechtigkeit, da Frauen bis heute den größten Teil der un-
bezahlten (Erziehungs-)Arbeit leisten.

Die hohe Zustimmung zu einem Ausbau der Leistungen in der Pflege
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Graphik 3: Welche Bereiche staatlicher Leistungen sollten
ausgebaut werden (in %)?

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
Frage: „Sagen Sie mir bitte für jeden der folgenden Bereiche, ob der österreichische Staat
dafür deutlich mehr, etwas mehr, ungefährt gleich viel wie jetzt, etwas weniger oder deut-
lich weniger Geld ausgeben sollte …“

spiegelt wohl die demographischen Entwicklungen der letzten Jahre wi-
der. Die steigende Lebenserwartung geht mit einem erhöhten Betreu-
ungsbedarf einher. Demgegenüber klafft jedoch eine große Lücke bei der
Zahl der benötigten Pflegekräfte – allein in Österreich fehlen bis 2030 rund
76.000 Personen (Schmidt 2020).

Nicht zuletzt wird der Bereich des Umweltschutzes angesichts der dro-
henden Klimakatastrophe immer wichtiger. Bei der Bewältigung der Kli-
makrise muss es sowohl darum gehen, Klimaschutz sozial gerecht zu ge-
stalten, als auch, über Formen einer nachhaltigen Sozialpolitik nachzu-
denken, die den Sozialstaat als klimapolitischen Akteur definiert (Fritz und
Bohnenberger 2020). Es gilt sich mit Bereitstellungsformen von sozialen
Leistungen, die klimaschützend wirken können, zu befassen sowie die
Wachstumsabhängigkeit sozialer Sicherungssysteme zu hinterfragen.

Insbesondere in den Bereichen Pflege, Bildung, Kinderbetreuung und
Umwelt wünschen sich viele Befragte also mehr sozialstaatliche Leistun-
gen. Demgegenüber ist ein großer Teil der Bevölkerung (57%) mit der der-
zeitigen Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung zufrieden, nur 30%
wollen eine Erhöhung (Achtung: Erhebungszeitraum 2018 liegt weit vor
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der Covid-19-Krise). Das ist durchaus bemerkenswert, da die Nettoersatz-
rate bei Arbeitslosigkeit in Österreich mit rund 55 Prozent (für das Jahr
2019) im internationalen Vergleich eher niedrig ist. Darüber hinaus haben
Langzeitarbeitslose in Österreich ein erhöhtes Armutsgefährdungsrisiko.
Eine Erklärung könnte darin zu finden sein, dass unter den Befragten fast
niemand arbeitslos war und neun von zehn Personen ihren Job ohnehin
als sicher erachten, weshalb sie nicht das Gefühl haben, auf diese Leis-
tung einmal angewiesen zu sein. Auch das gegenwärtig ausgeprägte Kon-
kurrenzdenken und der Leistungsdiskurs können hier eine Rolle spielen
(Schadauer et al. 2019): (Langzeit-)Arbeitslose werden vielfach mit Stig-
mata wie „Faulheit“ bzw. „eigene Schuld“ bedacht. Das zeigt sich unter
anderem an der Zustimmung zu der ebenfalls in unserer Umfrage abge-
fragten Aussage „Es ist gerechtfertigt, wenn Menschen, die nicht ins So-
zialsystem einzahlen, vom Staat weniger, als sie zum Überleben bräuch-
ten, an Unterstützung bekommen“, die bei relativ hohen 49% lag.

Umstritten sind außerdem die Bereiche Integration, Polizei und Pensio-
nen. Hier bilden sich wohl einige zentrale gesellschaftliche Auseinander-
setzungen der letzten Jahre ab. So sind 56% für mehr Geld bei den Pen-
sionen, aber 40% sind mit der Höhe der Ausgaben zufrieden. 44% wollen
mehr Geld für die Polizei, aber 46% sind mit der Höhe zufrieden. Ein ähnli-
ches Bild zeichnet sich auch beim Wohnbau ab: 48% wollen hier mehr
Geld, 41% sind zufrieden.

Am stärksten gehen die Meinungen im Bereich der Integration auseinan-
der. Hier wollen 32% mehr Geld ausgeben, 30% sind dagegen (39% sind
mit der Höhe zufrieden). Dazu passend waren 53% der Befragten der Mei-
nung, dass es sinnvoll wäre, öffentliche Leistungen nur österreichischen
StaatsbürgerInnen zuzugestehen (47% waren dagegen). Die vielfach pos-
tulierten zwei „Lager“ zeigen sich in den Einstellungen zur Migration in Ös-
terreich also besonders deutlich (Hofmann 2019).

Generell stellen wir fest, dass Personen, die ein sozialdemokratisches
Wohlfahrtsstaatsregime präferieren, auch eher für einen Ausbau der Lei-
stungen in den beschriebenen Bereichen sind als Personen, denen dieses
Modell nicht (so sehr) zusagt. Demgegenüber führt eine Neigung zum
konservativen oder liberalen Modell eher dazu, keinen oder nur einen ge-
ringen Ausbau zu fordern.

e) Wie lässt sich der gewünschte Ausbau finanzieren?

Spannend ist nicht nur die Frage, welche Bereiche nach Ansicht der Be-
fragten mehr gefördert werden sollen und welche nicht, sondern auch wie
ein etwaiger Ausbau von Kinderbetreuung, Pflege oder Bildung finanziert
werden kann. Dazu liefert die Befragung ebenfalls einige interessante De-
tails. Insbesondere die höhere Besteuerung von großen Vermögen (79%)
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und Unternehmen (59%) findet, wie bei Bandau et al. (2017), bei den Be-
fragten großen Anklang (siehe Graphik 4). (Höhere) Erbschafts- und Im-
mobiliensteuern werden zu 44% bzw. 47% befürwortet. Demgegenüber
werden Erhöhungen der (eigenen) Beiträge über eine Erhöhung der Lohn-
und Einkommenssteuer (24% Zustimmung) bzw. Kürzungen bei den Lei-
stungen (31% Zustimmung) nicht gutgeheißen. Interessanterweise kön-
nen sich knapp 40% eine Erhöhung der SV-Beiträge vorstellen.

Graphik 4: Gewünschte Finanzierungsformen beim Ausbau
sozialstaatlicher Leistungen (in %)

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
Frage: „Heute wird ja oft über Probleme bei der Finanzierung der sozialen Sicherung und
öffentlicher Dienstleistungen diskutiert. Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Vorschläge,
wie die Finanzierung des Sozialstaats …“

Diesbezüglich zeigen sich Meinungsunterschiede insbesondere nach
politischen Orientierungen. Politisch links stehende Personen sind über-
wiegend für eine Reichen- und Unternehmenssteuer (über 70%) und
gegen Kürzungen der öffentlichen Leistungen (unter 25%). Politisch
rechts stehende Befragte präferieren zwar Kürzungen der öffentlichen
Leistungen (knapp unter 70%), sind aber mit knapper Mehrheit auch für
Reichensteuern.

Weitere politische Forderungen, die zu mehr Gleichheit in der Gesell-
schaft führen und eine breitere Einnahmenbasis für den Sozialstaat schaf-
fen könnten, wie eine Begrenzung von Löhnen bzw. Gehältern und Boni in
Form eines Maximallohnes sowie das Schließen von Steuerschlupflö-
chern, werden von den Befragten ebenfalls überwiegend befürwortet (je-
weils über 80% Zustimmung, Graphik 5). Niedrigere Steuern für Unterneh-
men, wenn diese dafür mehr Leute einstellen (siehe Fußnote 7) werden
auch vom überwiegenden Teil der Befragten (teilweise) gutgeheißen, die
Zustimmung zu niedrigeren Steuern für SchwerarbeiterInnen, insbeson-
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dere für Nacht- und Wochenendarbeit, ist demgegenüber deutlich gerin-
ger.

Graphik 5: Einstellungen zu politischen Forderungen für mehr
Gleichheit7 (in %)

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
Frage: „Nun haben wir noch ein paar Fragen zu aktuellen politischen Themen. Was ist Ihre
Meinung? …“

Die multivariate Analyse zeigt wiederum, dass die Erklärungskraft sozio-
demographischer Charakteristika recht gering ist (R2 von 2%–7%, siehe
Tabelle 5; die Ergebnisse für die weiteren Finanzierungsvorschläge ana-
log zu den Tabellen 5 und 6 befinden sich im Anhang). Sieht man sich den
Einfluss individueller wirtschaftlicher Kriterien in einer multivariaten Aus-
wertung an, so zeigt sich, dass Personen ohne Eigentum eine geringere
Wahrscheinlichkeit aufweisen, für Kürzungen und xenophobe Ausschlüs-
se zu sein und eher dafür sind, Lohnsteuer- und SV-Beiträge zu erhöhen.
Wer die eigene wirtschaftliche Lage als gut einschätzt, präferiert zwar eher
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7 Diese Graphik basiert auf folgenden Fragen: Nun haben wir noch ein paar Fragen zu
aktuellen politischen Themen. Was ist Ihre Meinung? Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie
diesen Aussagen …
a) Die Abgaben für Unternehmen sollten gesenkt werden, wenn diese mehr Leute ein-

stellen.
b) Es braucht eine Begrenzung von Maximallöhnen (z.B. bei Managergehältern), damit

die soziale Ungleichheit nicht noch größer wird.
c) Steuerschlupflöcher für Konzerne sollten geschlossen werden, auch wenn manche

Unternehmen dann in andere Länder abwandern.
d) Menschen, die schwer arbeiten (z.B. in der Nacht, am Wochenende oder unter

erhöhter körperlicher Anstrengung), sollten weniger Steuern zahlen.
(i) völlig zustimmen, (ii) teilweise zustimmen, (iii) eher nicht zustimmen, (iv) gar nicht
zustimmen, (v) weiß nicht, (vi) keine Angabe; 100% = i bis iv.



Tabelle 5: Modell 3.A: Erklärungsfaktoren für Zustimmung
zu Finanzierungsformen – Individuelle Charakteristika

Abhängige Variable: Finanzierung durch

Vermögens-
steuer

Einsparung in
Verwaltung

höhere Steuern
für

Unternehmen

Altersgruppe: 18–29 Jahre (Ref.)
Altersgruppe: 30–39 Jahre
Altersgruppe: 40–49 Jahre
Altersgruppe: 50–59 Jahre
Altersgruppe: >60 Jahre

0,00 (0,04)***
0,02 (0,04)***
0,06 (0,03)***

–0,03 (0,04)***

0,07 (0,03)***
0,08 (0,03)***

–0,01 (0,04)***
–0,00 (0,04)***

–0,01 (0,06)***
0,05 (0,05)***

–0,03 (0,06)***
–0,07 (0,05)***

Geschlecht: männlich (Ref.)
Geschlecht: weiblich 0,03 (0,03)*** 0,02 (0,03)*** 0,08 (0,03)***

Bildung: Pflichtschule/Lehre (Ref.)
Bildung: Matura
Bildung: Hochschule

0,07 (0,03)***
0,02 (0,03)***

–0,03 (0,03)***
–0,02 (0,04)***

0,07 (0,04)***
–0,07 (0,05)***

Migrationshintergrund: nein (Ref.)
Migrationshintergrund: ja –0,05 (0,03)*** –0,06 (0,03)*** 0,11 (0,04)***

Eigentum am Hauptwohnsitz: nein (Ref.)
Eigentum am Hauptwohnsitz: ja 0,08 (0,03)*** 0,13 (0,03)*** 0,07 (0,04)***

Wirtschaftliche Lage: (sehr) schlecht (Ref.)
Wirtschaftliche Lage: gut
Wirtschaftliche Lage: sehr gut

0,11 (0,04)***
0,00 (0,04)***

0,04 (0,03)***
–0,10 (0,05)***

0,06 (0,05)***
0,02 (0,05)***

Gewerkschaftsmitglied: nein (Ref.)
Gewerkschaftsmitglied: ja 0,05 (0,03)*** –0,04 (0,03)*** 0,10 (0,04)***

Erfahrung Prekariat: nein (Ref.)
Erfahrung Prekariat: ja 0,05 (0,03)*** –0,04 (0,02)*** 0,04 (0,04)***

Konservativer Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Konservativer Sozialstaat: stimme eher zu 0,01 (0,03)*** 0,08 (0,03)*** –0,00 (0,04)***

Sozialdemokratischer Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Sozialdemokratischer Sozialstaat: stimme eher zu 0,11 (0,05)*** –0,07 (0,04)*** 0,15 (0,06)***

Liberaler Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Liberaler Sozialstaat: stimme eher zu 0,05 (0,03)*** 0,04 (0,03)*** 0,05 (0,04)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

828,000
–446,70
927,40

1.007,63
0,054

811,000
–430,67
895,35
975,22

0,106

819,000
–609,33

1.252,67
1.332,70

0,055

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.

Leistungskürzungen und xenophobe Ausschlüsse, allerdings auch eine
Erhöhung der Vermögenssteuer.

Spannend ist der Einfluss der Einstellungen zum Sozialstaat auf die Fi-
nanzierungsoptionen. Jene, die einen Sozialstaat sozialdemokratischer
Ausprägung sehr befürworten, sind für eine Finanzierung eines Ausbaus
über eine Vermögenssteuer, höhere Steuern für Unternehmen und eine
Erbschaftssteuer. Sie sind gegen xenophobe Ausschlüsse und Leistungs-
kürzungen sowie gegen höhere Steuern auf Grundstücke, aber für höhere
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Tabelle 6: Modell 3.B: Erklärungsfaktoren für Zustimmung zu
Finanzierungsformen – Wahrnehmung von Ungleichheit und
politische Einstellungen

Abhängige Variable: Zustimmung zum

Vermögens-
steuer

Einsparung in
Verwaltung

höhere Steuern
für

Unternehmen

Politisches Milieu: links (Ref.)
Politisches Milieu: Mitte
Politisches Milieu: rechts

0,04 (0,04)***
–0,08 (0,05)***

0,01 (0,04)***
0,12 (0,04)***

–0,12 (0,04)***
–0,12 (0,06)***

Absicherung gegen Lebensrisiken: nur privat (Ref.)
Absicherung gegen Lebensrisiken: überwiegend Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: deutlich überwiegend Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: nur Staat

0,16 (0,05)***
0,33 (0,13)***
0,15 (0,06)***

–0,08 (0,18)***
–0,03 (0,14)***
–0,15 (0,20)***

0,14 (0,13)***
0,27 (0,14)***
0,24 (0,11)***

Wahrnehmung der Absicherung durch Sozialstaat:
gar nicht abgesichert (Ref.)
kaum abgesichert
gut abgesichert
umfassend abgesichert

0,10 (0,04)***
0,19 (0,05)***
0,17 (0,03)***

–0,08 (0,06)***
0,03 (0,05)***

–0,02 (0,06)***

0,12 (0,06)***
0,24 (0,06)***
0,22 (0,05)***

Ich brauche gar keinen Sozialstaat (Ref.)
Ich brauche den Sozialstaat kaum
Ich brauche den Sozialstaat
Ich brauche den Sozialstaat in allen Dimensionen

–0,02 (0,13)***
–0,04 (0,10)***
–0,14 (0,13)***

0,10 (0,08)***
0,18 (0,12)***
0,04 (0,09)***

–0,09 (0,17)***
–0,04 (0,14)***
–0,17 (0,15)***

Sozialstaat reduziert Ungleichheit: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Sozialstaat reduziert Ungleichheit: stimme (eher) zu –0,08 (0,03)*** –0,01 (0,04)*** –0,05 (0,04)***

Ungleichheit schadet der Wirtschaft: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Ungleichheit schadet der Wirtschaft: stimme (eher) zu 0,10 (0,05)*** –0,02 (0,04)*** –0,11 (0,05)***

Ungleichheit ist zu groß: Stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Ungleichheit ist zu groß: Stimme (eher) zu 0,16 (0,05)*** –0,02 (0,04)*** 0,13 (0,05)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

905,000
–483,21
996,42

1.068,54
0,086

800,000
–494,88

1.019,76
1.091,63

0,055

896,000
–658,26

1.346,53
1.418,50

0,056

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.

Einkommenssteuern und SV-Beiträge. Jene, die besonders dem gegen-
wärtigen konservativen Modell zustimmen, sind hingegen für Einsparun-
gen in der Verwaltung, für xenophobe Ausschlüsse und für weniger Lei-
stungen sowie – interessanterweise – ebenfalls für höhere SV-Beiträge
und eine höhere Einkommenssteuer. Die AnhängerInnen eines liberalen
Sozialstaates befürworten insbesondere eine Finanzierung über die Ein-
schränkung von Leistungen auf StaatsbürgerInnen, sie sind signifikant
häufiger gegen die Besteuerung von Erbschaften und für weniger Leistun-
gen.

Interessant ist auch der Befund, dass die Wahrnehmung der eigenen
Absicherung, das Gefühl, den Sozialstaat (nicht) zu brauchen, und die
Verortung der Verantwortung für die Absicherung gegen Lebensrisken
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überwiegend im privaten bzw. öffentlichen Bereich durchaus einen Ein-
fluss auf die Einstellungen zu den Finanzierungsoptionen haben: Jene,
die sich jeweils kaum, gut oder umfassend abgesichert fühlen, stimmen
Vermögenssteuern, höheren Steuern für Unternehmen, höheren Steuern
auf Grundstücke und höheren SV-Beiträgen eher zu als jene, die sich nicht
abgesichert fühlen. Ähnlich befürworten auch Menschen, die vor allem
den Staat als für die Absicherung gegen Lebensrisken zuständig erach-
ten, eher die Besteuerung von Vermögen und eine höhere Besteuerung
von Unternehmen.

5. Conclusio

Die Befragung gibt wichtige Einblicke in die Vorstellungen, wie der So-
zialstaat in Österreich ausgestaltet und weiter finanziert werden soll. Der
Wohlfahrtsstaat wird generell sehr geschätzt, viele Befragte sind auch der
Ansicht, dass der Sozialstaat Ungleichheit verringern kann. Gleichzeitig
wünschen sich viele Befragte einen Ausbau in Richtung eines Sozialstaa-
tes sozialdemokratischer Prägung.

Mit Verweis auf die nicht erst seit der Covid-19-Krise bestehenden Lü-
cken und die zukünftigen Herausforderungen des Sozialstaates lässt sich
dies gut erklären. Es betrifft aber nicht nur den Arbeitsmarkt, wo die derzei-
tige Krise einige Lücken offenbart hat, wie etwa bei der Absicherung sog.
solo-selbständiger Personen oder der sozialen Absicherung (langzeit-)be-
schäftigungsloser Menschen. Insbesondere auch in den Bereichen Pfle-
ge, Bildung, Kinderbetreuung und Umwelt wünschen sich viele Befragte
mehr sozialstaatliche Leistungen. Im Bereich der Pflege etwa, insbeson-
dere der Langzeitpflege, braucht es nach derzeitigen Prognosen in den
kommenden Dekaden nicht nur ein Mehr an Personal, sondern (damit ver-
bunden) auch mehr finanzielle Mittel. Die Aufstockung des Personals in
Pflegeheimen, die flächendeckende Ausrollung von psychosozialer Ange-
hörigenberatung, die Abschaffung der Selbstbehalte und Qualitätsverbes-
serungen in den mobilen Diensten sowie eine Verringerung des Lohnun-
terschieds zum akutstationären Bereich etc. werden häufig gefordert
(Feigl et al. 2020). Ein Großteil der Befragten ist außerdem der Meinung,
dass die Ungleichheit in Österreich zu groß ist und man etwas dagegen
unternehmen müsste. Hier zeigt sich auch die große Bedeutung subjekti-
ver Gerechtigkeitsvorstellungen und der Zugehörigkeit zu politischen Mi-
lieus für die Einstellungen zum Sozialstaat; der relative Erklärungswert in-
dividueller Charakteristika ist hingegen begrenzt.

Wenn es darum geht, wie ein Ausbau der Sozialleistungen bezahlt wer-
den soll, stellen wir entsprechend unseren Erwartungen fest, dass höhere
Steuern für Reiche und Unternehmen breite Zustimmung finden. Die Ein-
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führung von Maximallöhnen und das Schließen von Steuerschlupflöchern
wird gleichfalls von der überwiegenden Mehrheit befürwortet. Eine Erhö-
hung von sog. Massensteuern wird hingegen deutlich abgelehnt. Auch et-
waigen Kürzungen von sozialstaatlichen Leistungen steht die Mehrheit
der Befragten ablehnend gegenüber.
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Anhang 1: Graphiken und Tabellen

Graphik A.1 Wahrnehmung der Absicherung durch den Sozialstaat
(in %)

Daten: Befragung „Einstellungen zum Sozialstaat und seiner Finanzierung“, 2018, n = 1000.
Frage: „Die sozialen Sicherungssysteme wie die Kranken-, Arbeitslosen- und Pensions-
versicherung haben vor allem die Aufgabe, Menschen in verschiedenen Lebenssituatio-
nen abzusichern. Glauben Sie, dass Sie persönlich in solchen Fällen durch die staatliche
Kranken-, Arbeitslosen- und Pensionsversicherung ausreichend abgesichert sind?“

Tabelle A.1: Modell 1.C: Erklärungsfaktoren für Zustimmung zu
Wohlfahrtsstaatsmodellen – Wahrnehmung von Ungleichheit

Abhängige Variable: Zustimmung zum

konservativen
Sozialstaat

sozial-
demokratischen

Sozialstaat

liberalen
Sozialstaat

Sozialstaat reduziert Ungleichheit: Stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Sozialstaat reduziert Ungleichheit: Stimme (eher) zu –0,01 (0,04)*** 0,08 (0,03)*** –0,02 (0,04)

Ungleichheit schadet der Wirtschaft: Stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Ungleichheit schadet der Wirtschaft: Stimme (eher) zu –0,05 (0,05)*** 0,07 (0,04)*** –0,02 (0,06)***

Ungleichheit ist zu groß: Stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Ungleichheit ist zu groß: Stimme (eher) zu –0,14 (0,05)*** 0,07 (0,04)*** –0,19 (0,05)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

861,000
–618,13

1.244,27
1.263,30

0,016

886,000
–335,83
679,65
698,80

0,041

856,000
–643,75

1.295,50
1.314,51

0,017

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.
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Tabelle A.2: Modell 2.A: Erklärungsfaktoren für Wahrnehmung
von sozialer Ungleichheit – Individuelle Charakteristika

Abhängige Variable: Ungleichheit

ist zu groß
wird durch
Sozialstaat
reduziert

schadet der
Wirtschaft

Altersgruppe: 18–29 Jahre (Ref.)
Altersgruppe: 30–39 Jahre
Altersgruppe: 40–49 Jahre
Altersgruppe: 50–59 Jahre
Altersgruppe: >60 Jahre

0,01 (0,04)***
0,05 (0,03)***
0,13 (0,03)***
0,07 (0,03)***

0,01 (0,05)***
–0,19 (0,06)***
0,05 (0,04)***

–0,08 (0,04)***

0,01 (0,04)***
0,06 (0,03)***
0,05 (0,03)***
0,03 (0,03)***

Geschlecht: männlich (Ref.)
Geschlecht: weiblich 0,02 (0,03)*** –0,07 (0,03)*** 0,03 (0,03)***

Bildung: Pflichtschule/Lehre (Ref.)
Bildung: Matura
Bildung: Hochschule

–0,13 (0,04)***
0,07 (0,04)***

0,06 (0,03)***
0,06 (0,04)***

–0,06 (0,04)***
0,05 (0,03)***

Migrationshintergrund: nein (Ref.)
Migrationshintergrund: ja –0,07 (0,03)*** –0,04 (0,03)*** –0,04 (0,03)***

Eigentum am Hauptwohnsitz: nein (Ref.)
Eigentum am Hauptwohnsitz: ja –0,04 (0,03)*** 0,04 (0,03)*** –0,02 (0,03)***

Wirtschaftliche Lage: (sehr) schlecht (Ref.)
Wirtschaftliche Lage: gut
Wirtschaftliche Lage: sehr gut

–0,09 (0,05)***
0,02 (0,04)***

–0,01 (0,04)***
–0,02 (0,03)***

–0,20 (0,07)***
–0,08 (0,04)***

Gewerkschaftsmitglied: nein (Ref.)
Gewerkschaftsmitglied: ja 0,10 (0,03)*** –0,06 (0,03)*** 0,06 (0,03)***

Erfahrung Prekariat: nein (Ref.)
Erfahrung Prekariat: ja 0,04 (0,03)*** –0,05 (0,03)*** 0,03 (0,03)***

Konservativer Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Konservativer Sozialstaat: stimme eher zu –0,05 (0,03)*** –0,02 (0,03)*** –0,00 (0,03)***

Sozialdemokratischer Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Sozialdemokratischer Sozialstaat: stimme eher zu 0,09 (0,04)*** 0,10 (0,05)*** 0,12 (0,05)***

Liberaler Sozialstaat: stimme (eher) nicht zu (Ref.)
Liberaler Sozialstaat: stimme eher zu –0,08 (0,03)*** –0,04 (0,03)*** –0,03 (0,03)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

826,000
–336,51
707,02
787,21

0,010

817,000
–389,03
812,05
892,05

0,058

820,000
–343,47
720,95
801,01

0,059

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.
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Tabelle A.3: Modell 2.A: Erklärungsfaktoren für Wahrnehmung von
sozialer Ungleichheit – Politische Einstellungen und Wahrnehmung
des Sozialstaates

Abhängige Variable: Ungleichheit

ist zu groß wird durch Sozial-
staat reduziert

schadet der
Wirtschaft

Politisches Milieu: links (Ref.)
Politisches Milieu: Mitte
Politisches Milieu: rechts

0,01 (0,03)***
–0,05 (0,05)***

–0,06 (0,03)***
–0,13 (0,06)***

–0,04 (0,03)***
–0,09 (0,06)***

Absicherung gegen Lebensrisiken: nur privat (Ref.)
Absicherung gegen Lebensrisiken: überwiegend Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: deutlich überwiegend
Staat
Absicherung gegen Lebensrisiken: nur Staat

0,07 (0,06)***
0,14 (0,10)***
0,11 (0,05)***

–0,06 (0,14)***
–0,01 (0,11)***
–0,06 (0,14)***

0,03 (0,09)***
0,01 (0,10)***
0,04 (0,08)***

Wahrnehmung der Absicherung durch Sozialstaat:
gar nicht abgesichert (Ref.)
kaum abgesichert
gut abgesichert
umfassend abgesichert

–0,00 (0,06)***
–0,07 (0,05)***
–0,12 (0,09)***

0,05 (0,04)***
0,06 (0,05)***
0,12 (0,04)***

–0,09 (0,08)***
–0,08 (0,05)***
–0,10 (0,09)***

Ich brauche gar keinen Sozialstaat (Ref.)
Ich brauche den Sozialstaat kaum
Ich brauche den Sozialstaat
Ich brauche den Sozialstaat in allen Dimensionen

0,08 (0,05)***
0,17 (0,09)***
0,17 (0,04)***

0,03 (0,08)***
0,10 (0,10)***
0,13 (0,06)***

–0,16 (0,18)***
–0,02 (0,10)***
–0,00 (0,10)***

N
Log Likelihood
AIC
BIC
R2 (Tjur)

984,000
–451,90
927,80
986,50

0,026

965,000
–499,66

1.023,33
1.081,79

0,028

960,000
–435,51
895,02
953,42

0,018

*** p < 0,01; ** p < 0,05; * p < 0,1
Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte der logistischen Regressionen.
R2: Determinationskoeffizient nach Tjur (2009) für Generalisierte Lineare Modelle für binä-
re Variablen.
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Zusammenfassung

Die Covid-19-Krise machte deutlich, dass der Sozialstaat in Österreich breite Bevölke-
rungsschichten auch gegen nicht vorhersehbare soziale Risken absichert, allerdings offen-
barte die Krise zugleich die Lücken und Verbesserungspotentiale des österreichischen
Sozialstaates. Dieser Beitrag beschäftigt sich mit den Einstellungen zum Sozialstaat, sei-
nen Leistungen und deren Finanzierung in Österreich auf Basis einer bereits im Jahr 2018
durchgeführten Umfrage. Wir erweitern die bisherige Forschung in mehrere Richtungen:
Wir schlagen einen Ansatz zur Messung der Präferenzen für verschiedene Wohlfahrts-
staatsmodelle vor, der geeignet ist, individuelle Ambivalenzen zu erfassen, und an den
unmittelbaren Lebensrealitäten in verschiedenen Bereichen des sozialen Sicherungssys-
tems andockt. Zudem blicken wir über den Status quo (von vor Covid-19) hinaus und analy-
sieren, in welchen Bereichen ein Ausbau als besonders wünschenswert angesehen wird
und wie so ein Ausbau finanziert werden sollte. Wir stellen generell eine sehr große Zustim-
mung zum österreichischen Sozialstaat fest, gleichzeitig ist die Zustimmung zu einem
Wohlfahrtsstaat sozialdemokratischer Prägung ausgeprägter als die Zustimmung zum der-
zeitigen konservativen Modell. Wie frühere Arbeiten zeigen die Ergebnisse, dass der Ein-
fluss individueller Charakteristika auf das präferierte Wohlfahrtsstaatsmodell begrenzt ist,
entscheidender sind politische Einstellungen und gesellschaftliche Ansichten. Einen Aus-
bau des Sozialstaates wünschen sich die in Österreich lebenden Menschen insbesondere
in den Bereichen Bildung, Pflege, Gesundheit und beim Umweltschutz. Eine besonders
deutliche Zustimmung findet die Finanzierung so eines Ausbaus über die Besteuerung von
Vermögen, Einsparungen in der Verwaltung, die eigentlich ein geringes Finanzierungspo-
tential aufweisen, wie auch über höhere Steuern für Unternehmen.

Abstract

The Covid 19 showed that the Austrian welfare state protects broad sections of the popu-
lation against unforeseeable social risks. The crisis also revealed gaps and potential for
improvement in the system. This article deals with the attitudes towards the welfare state,
its benefits and their financing in Austria. Based on a survey conducted in 2018 we extend
previous research in several directions: We propose an approach to measuring prefer-
ences for different welfare state models suitable to capture individual ambivalences. Our
approach is aligned with the immediate the realities of life in different areas of the social
security system. In addition, we look beyond the status quo (from before Covid-19) and
analyze areas in which an expansion of the welfare state is seen as particularly desirable
and how respondents believe such an expansion should be financed. In general, we find a
very high approval of the Austrian welfare state. With approval of a social democratic wel-
fare state being more pronounced than the approval of the current conservative model.
Like previous work, the results show that the influence of individual characteristics on the
preferred welfare state model is limited. Political attitudes and social views are more deci-
sive. A majority of people living in Austria would like to see the welfare state expanded,
especially in the areas of education, care, health and environmental protection. People pre-
fer financing such an expansion through wealth taxes, savings in administration cost (which
actually have little financing potential), as well as through higher taxes on companies.

Schlüsselbegriffe: Wohlfahrtsstaat, Ungleichheit, Umverteilungspräferenzen, Finanz-
wissenschaft.

Keywords: Welfare State, Inequalities, Preferences for Redistribution, Public Econo-
mics.
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